
vorl103.doc 

Universitätsstadt Tübingen Vorlage 103/2009 

Fachbereich Bürgerdienste Datum 18.02.2009 
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Gesch. Z.: 3/110-02  

 

 
 

Beschlussvorlage 
 

 

zur Behandlung im: Gemeinderat 
  

Vorberatung im: Verwaltungsausschuss 
  

  

 

Betreff: Änderung der Richtlinien über die Erteilung von Sondernutzungserlaubnis-
sen auf öffentlichen Verkehrsflächen 

  

Bezug:  

Anlagen: 1 Bezeichnung: 1. Richtlinie zur Änderung der Richtlinien über die Erteilung von Sonder-

nutzungserlaubnissen auf öffentlichen Verkehrsflächen 

 2. Schreiben der BI Altstadt vom 21.11.2008 

 

 

Beschlussantrag:  
Die in der Anlage zu dieser Vorlage beigefügte Richtlinie zur Änderung der Richtlinien über die Ertei-

lung von Sondernutzungserlaubnissen auf öffentlichen Verkehrsflächen wird beschlossen. 

 

 

 

Finanzielle Auswirkungen  Jahr:  Folgej.: 

Investitionskosten: € € € 

bei HHStelle veranschlagt:    

Aufwand / Ertrag jährlich € ab:  

 

 

Ziel:  
Anpassung der Betriebszeiten der Außengastronomie an die geänderten gesellschaftlichen Bedürfnisse 

unter Berücksichtigung der Belange der Anwohner. 
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Begründung:  
 

1. Anlass / Problemstellung 

Der Wunsch und die Freude bei wärmeren Temperaturen im Freien zu sitzen ist ungebro-

chen und erfreut sich großer Beliebtheit. Gleichwohl haben sich auch bei der Außengastro-

nomie die Geschäftsschwerpunkte vor dem Hintergrund des geänderten Lebens- und Frei-

zeitverhaltens auf einen späteren Zeitpunkt des Abends verlagert. Dieser Entwicklung hat die 

Verwaltung Rechnung getragen, indem die Betriebszeiten versuchsweise in den letzten zwei 

Jahren über die bisherige Regelung hinaus von Donnerstag bis Samstag um eine Stunde, in 

Gewerbe-, Kern-, Dorf- und Mischgebieten auf 24.00 Uhr, in allgemeinen Wohngebieten und 

reinen Wohngebieten und Sondergebieten auf 23.00 Uhr, erweitert wurden. 

Der Versuch ist abgeschlossen und die Erfahrungen, die mit den erweiterten Betriebszeiten 

gemacht wurden, waren insgesamt positiv. 

2. Sachstand 

Die Gastronomie im Freien trägt auch wesentlich zum Freizeitwert und zur Lebensqualität in 

Tübingen bei. Die Außenbestuhlung in der engen Bebauung der Altstadt gibt Tübingen sei-

nen unverwechselbaren Flair und nicht nur touristische Stadtbummler und Flaneure genie-

ßen den Aufenthalt in Straßencafes und Biergärten. Der Betrieb eines Straßencafes bzw. ei-

ner Außenbewirtschaftung läuft aber nicht immer ruhig ab. Die damit verbundene Geräusch-

entwicklung empfinden Anwohner oft als störend. Durch die Festlegung der Sperrzeit muss 

deshalb ein Ausgleich zwischen den widerstreitenden Interessen der Anwohner und der 

Gastwirte/Gäste erreicht werden. 

In Tübingen sind die Betriebszeiten für die Bewirtschaftung im Freien bei Gaststätten im 

Gewerbe-, Kern-, Dorf- und Mischgebiet in den Richtlinien über die Erteilung von Sondernut-

zungserlaubnissen auf öffentlichen Verkehrsflächen auf 23.00 Uhr, im allgemeinen Wohnge-

bieten, reinen Wohngebieten und Sondergebieten auf 22.00 Uhr begrenzt. 

In einem zweijährigen Versuch wurden die Betriebszeiten von Donnerstag bis Samstag um 

jeweils eine Stunde auf 23.00 Uhr bzw. 24.00 Uhr verlängert. Die Verwaltung hat den Ver-

such ausgewertet und damit überwiegend positive Erfahrungen gemacht. Auch die BI Alt-

stadt, die um Stellungnahme gebeten wurde, trägt die beabsichtigte Erweiterung der Be-

triebszeiten unter der Bedingung mit, dass zur Stärkung der Wohnqualität künftig die Rege-

lungen der städtischen Polizeiverordnung und die Bestimmungen des Gaststättenrechts 

überwacht und Verstöße streng geahndet werden. 

Die Verwaltung wird durch die neue Nachtstreife die Betriebszeiten regelmäßig überwachen 

lassen und Garant dafür sein, dass die Regeln eingehalten und auf die berechtigten Bedürf-

nisse der Anwohner ausreichend Rücksicht genommen wird. Verstöße gegen die Sperrzeit 

werden mit einem Bußgeld, wiederholte Verstöße mit dem Entzug der Sondernutungserlaub-

nis geahndet. 
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Erlaubnisse für die Außenbewirtschaftung werden grundsätzlich auf der Grundlage der vom 

Gemeinderat erlassenen Richtlinien über die Erteilung von Sondernutzungserlaubnissen auf 

öffentlichen Verkehrsflächen erteilt. Dabei legt die Verwaltung folgende Kriterien zugrunde: 

- die Außenbewirtschaftung befindet sich in der Fußgängerzone/Verkehrsberuhigter Be-

reich; 

 

- bei einer Außenbewirtschaftung auf einem Gehweg muss noch 1,50 m Restgehwegbreite 

vorhanden sein; 

 

- die Außenbewirtschaftung kann nur unmittelbar vor der Gaststätte eingerichtet werden; 

 

- bei einer möglichen Außenbewirtschaftung auf Fahrradabstellflächen muss ein Alterna-

tivstandort für diesen Fahrradständer gefunden werden; 

- es dürfen keine Bewohnerparkplätze wegfallen. 

 

Vor der Freiluftsaison 2009 werden die genehmigten Bewirtschaftungsflächen markiert, um 

einer weiteren Ausdehnung entgegenzutreten. 

3. Lösungsvarianten 

3.1. Beibehaltung der bisherigen Betriebszeiten. 

4. Vorschlag der Verwaltung 

Die Verwaltung schlägt vor, die Richtlinien über die Erteilung von Sondernutzungserlaubnis-

sen auf öffentlicher Verkehrsfläche entsprechend dem Beschlussantrag zu beschließen. 

5. Finanzielle Auswirkungen 

keine 

6. Anlagen 

1. Richtlinie zur Änderung der Richtlinien über die Erteilung von Sondernutzungserlaubnis-

sen auf öffentlicher Verkehrsfläche 

2. Schreiben der BI Altstadt vom 21.11.2008 
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Fachbereich Bürgerdienste Tübingen, 16.02.2009 

Gesch.Z.: 3 Anlage 1 zur Vorlage 103/2009 

 

 

 

 

Universitätsstadt Tübingen 
 

Richtlinie zur Änderung der Richtlinien über die Erteilung von Sondernutzungserlaubnis-
sen auf öffentlichen Verkehrsflächen  

 

 

Aufgrund § 24 Abs. 1 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) i.d.F. vom 24. Juli 2000 

(GBl. S. 582, ber. S. 638), zuletzt geändert durch Art. 8 des Gesetzes vom 14.12.2004 (GBl. S. 895) 

i.V.m. § 16 des Straßengesetzes für Baden-Württemberg (StrG) i.d.F. vom 11. Mai 1992 (GBl. S. 330, 

ber. S. 683) zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 03.05.2005 (GBl. S. 327) und § 8 des 

Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) i.d.F. vom 20. Februar 2003 (BGBl. I S. 286) hat der Gemeinderat 

am 

 

folgende Richtlinien beschlossen: 

 

 

§ 1 

Die Richtlinien über die Erteilung von Sondernutzungserlaubnissen auf öffentlichen Verkehrsflächen 

vom 10.10.2005 wird in Abschnitt C, Ziffer 2 wie folgt geändert: 

 

„Erlaubnisse für Straßencafes innerhalb der Bebauung werden in Sondergebieten, Kerngebieten, Dorf-

gebieten und Mischgebieten auf 23.00 Uhr, von Donnerstag bis Samstag auf 24.00 Uhr, die in allge-

meinen Wohngebieten und reinen Wohngebieten auf 22.00 Uhr, von Donnerstag bis Samstag auf 

23.00 Uhr, begrenzt.“ 

 

§ 2 

Diese Richtlinien treten am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

 

 

Tübingen, den  Boris Palmer  

  Oberbürgermeister 
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